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Terminhinweise

Wiederholung
Mittwoch, 28. November, 18 Uhr,

Referat für Arbeit und Wirtschaft, Foyer, Herzog-Wilhelm-Straße 15

Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft der Landeshauptstadt
München, spricht Grußworte bei der Finissage eines Projekts der Münch-
ner Künstlerin Monika Humm. Seit Anfang November ist im Foyer des Re-
ferats unter Verwendung von Fotomaterial der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Wirtschaftsreferats ein Paravent entstanden. Dieser ist
Teil der Serie „Global 2012“ mit abstrakten Stadtlandschaften, die aus der
malerischen Bearbeitung von Fotoserien entstanden sind. Zwei Arbeiten
aus dieser Serie sind ebenfalls zu sehen. Die Ausstellung kann bis 9. De-
zember besichtigt werden.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 4. Dezember, 19 Uhr,

Mehrzweckhalle an der Georg-Zech-Allee 15 - 17 (barrierefrei)

Außerordentliche Bürgerversammlung für die Stadtbezirke 10 (Moosach),
11 (Milbertshofen - Am Hart), 12 (Schwabing - Freimann) und 24 (Feld-
moching - Hasenbergl) zum Thema: Verkehrskonzept für den Münchner
Norden. Die Leitung der Versammlung übernimmt Bürgermeisterin Chris-
tine Strobl.
Hintergrundinformationen

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat in seiner Sitzung am
4. Juli 2012 die Verwaltung beauftragt, eine Bürgerversammlung und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung zum Verkehrskonzept Münchner Norden durchzu-
führen. In der Bürgerversammlung am 4. Dezember 2012 bekommen die
Bürgerinnen und Bürger im Münchner Norden frühzeitig Gelegenheit, sich
über die künftige Verkehrsentwicklung im Münchner Norden zu informieren
und eigene Anregungen in den weiteren Planungsprozess aktiv einzubrin-
gen.
Das Verkehrsnetz im Münchner Norden, insbesondere im Bereich der A
99-Nord und der vorhandenen Anschlussstellen, ist bereits heute teilweise
überlastet. Weitere absehbare Siedlungsentwicklungen in Stadt und Um-
land werden zu einer weiteren Zunahme des Verkehrsaufkommens füh-
ren. Um eine stadtverträgliche Mobilität im Münchner Norden auch mittel
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und langfristig zu gewährleisten, hat das Referat für Stadtplanung und
Bauordnung verschiedene Möglichkeiten von Netzergänzungen sowohl im
ÖPNV als auch im Straßennetz untersucht. Die wesentlichen Ergebnisse
dieser Untersuchungen, insbesondere die vorgesehene Streichung der
Variante Staatsstraße 2342 neu aus dem Verkehrsentwicklungsplan und
der weitere Untersuchungsbedarf für eine mögliche Verlängerung der
Schleißheimer Straße zur A 99 sowie die beiden letzten Beschlüsse des
Ausschusses für Stadtplanung und Bauordnung sind auf den Internetsei-
ten des Referats für Stadtplanung und Bauordnung veröffentlicht
(www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-
und-Bauordnung/Verkehrsplanung/Verkehrskonzept-Muenchner-
Norden.html).
Im Rahmen der am 4. Dezember stattfindenden Bürgerversammlung wer-
den den Bürgerinnen und Bürgern die Eckpunkte des Verkehrskonzepts
vorgestellt und zur Diskussion gestellt. Nach Auswertung aller Anregun-
gen wird das Referat für Stadtplanung und Bauordnung dem Stadtrat ei-
nen Entscheidungsvorschlag zum weiteren Vorgehen vorlegen.

Dienstag, 4. Dezember, 19 Uhr,

Gaststätte „Hofbräuhaus“, Münchner Zimmer, Am Platzl 9

(nicht barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 1 (Altstadt - Lehel).

Dienstag, 4. Dezember, 18 bis 19 Uhr,

Bürgerbüro, Schellingstraße 28 a (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt).

Dienstag, 4. Dezember, 18 Uhr,

Kulturhaus Ramersdorf-Perlach, Hanns-Seidel-Platz 1 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 16 (Ramersdorf - Perlach)
mit der Vorsitzenden Marina Achhammer.

Dienstag, 4. Dezember, 19 Uhr,

Kulturhaus Ramersdorf-Perlach, Hanns-Seidel-Platz 1 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 16 (Ramersdorf - Perlach).

Dienstag, 4. Dezember, 19 Uhr,

ASZ Solln - Forstenried, Herterichstraße 58 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 19 (Thalkirchen - Obersendling - Forsten-
ried - Fürstenried - Solln). Zu Beginn der Sitzung findet eine Bürgersprech-

stunde mit dem Vorsitzenden Hans Bauer statt.

http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Verkehrsplanung/Verkehrskonzept-Muenchner-Norden.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Verkehrsplanung/Verkehrskonzept-Muenchner-Norden.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Verkehrsplanung/Verkehrskonzept-Muenchner-Norden.html
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Dienstag, 4. Dezember, 19 Uhr,

Bürgerzentrum Rathaus Pasing, Großer Sitzungssaal,

Landsberger Straße 486 (barrierefrei – nach Voranmeldung)

Sitzung des Bezirksausschusses 21 (Pasing - Obermenzing). Zu Beginn
der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Chri-
stian Müller statt.

Dienstag, 4. Dezember, 19.30 Uhr,

Alten- und Servicezentrum Laim, Kiem-Pauli-Weg 22 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 25 (Laim). Zu Beginn der Sitzung findet
eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Josef Mögele statt.

Meldungen

Glückwünsche für Heribert Späth zum 75. Geburtstag

(27.11.2012) Oberbürgermeister Christian Ude gratuliert Diplom-Ingenieur
Heribert Späth zum bevorstehenden Geburtstag: „Lassen Sie mich diesen
Anlass nutzen, Ihnen meine Anerkennung für Ihr langjähriges Wirken zur
Förderung des Handwerks in München und ganz Deutschland auszuspre-
chen.
Als Präsident der Handwerkskammer für München und Oberbayern, des
Bayerischen Handwerkskammertages und des Zentralverbandes des
Deutschen Handwerks haben Sie einen aktiven Beitrag zur Verbesserung
der Bedingungen für die mittelständischen Handwerksbetriebe geleistet.
Auch in Ihrem ehrenamtlichen Engagement als Stadtrat der Landeshaupt-
stadt München haben Sie sich um den Wirtschaftsstandort München ver-
dient gemacht und mit vielen Initiativen und Ideen die Wettbewerbsfähig-
keit der Münchner Betriebe unterstützt. Gewürdigt wurden Ihre Leistun-
gen mit zahlreichen Auszeichnungen und Ehrentiteln, unter anderem auch
mit dem Großen Bundesverdienstkreuz und dem Bayerischen Verdienstor-
den.
Ich wünsche Ihnen für die Zukunft alles Gute, viel Glück und noch lange
Jahre währende Lebensfreude.“

Münchens Personalchef erneut Präsident der kommunalen

Arbeitgeber

(27.11.2012) Münchens Personal- und Organisationsreferent Dr. Thomas
Böhle wurde bei der Mitgliederversammlung der Vereinigung der Kommu-
nalen Arbeitgeberverbände Deutschlands (VKA) in Saarbrücken einstim-
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mig für weitere drei Jahre als Präsident wiedergewählt. Damit wurde der
Jurist, der dieses Amt seit 2004 innehat, zum dritten Mal in Folge in sei-
nem Amt bestätigt. Die VKA ist als Spitzenorganisation im Sinne des Tarif-
vertragsgesetzes der tarifpolitische und arbeitsrechtliche Dachverband der
kommunalen Verwaltungen, Betriebe und Unternehmen in Deutschland.
Sie schließt Tarifverträge für rund 10.000 kommunale Arbeitgeber mit über
zwei Millionen Beschäftigten in Deutschland ab.
Die Mitgliederversammlung hat sich in Ihrer Herbstsitzung mit aktuellen
tarifpolitischen Entwicklungen beschäftigt, insbesondere mit der Zusatz-
versorgung für den öffentlichen Dienst. Außerdem standen auf der Tages-
ordnung die Auswirkungen des demografischen Wandels auf den kommu-
nalen öffentlichen Dienst, die Verlängerung des Mindestlohns in der Abfall-
wirtschaft und die bevorstehende Tarifrunde für die Ärzte an kommunalen
Krankenhäusern.
Auch an anderer Stelle gehen die Tarifverhandlungen weiter, zum Beispiel
für die Flughäfen, die ganz aktuell über eine Regelung zur Ertragsbeteili-
gung verhandeln. Die Theater und Bühnen ringen mit den Gewerkschaften
um eine Klarstellung des Geltungsbereichs des TVöD. „Neben diesen spar-
tenspezifischen Verhandlungen arbeiten wir weiterhin an zwei bedeutsa-
men Tarifprojekten, den Verhandlungen zur Entgeltordnung zum TVöD, und
wir sind in Tarifverhandlungen zur Zusatzversorgung“, so Böhle.
Sorge bereite, dass sich die Verschuldung der Kommunen trotz positiver
Entwicklung der Steuereinnahmen fortsetzt. Laut Statistischem Bundes-
amt beträgt der Gesamtschuldenstand der Kommunen zum Ende des
zweiten Quartals 2012 rund 133 Milliarden Euro. Das sind 3,7 Prozent be-
ziehungsweise 4,7 Milliarden Euro mehr gegenüber dem Vorjahresquartal.
Der Anteil der Kassenkredite an der Gesamtverschuldung der Kommunen
stieg auf 36 Prozent; sie betragen derzeit 47,9 Milliarden Euro. Die Steuer-
einnahmen der Kommunen sollen 2012 auf 81,3 Milliarden Euro steigen.
Das sind 0,8 Milliarden Euro mehr als im Mai 2012 prognostiziert. Für die
Jahre ab 2013 geht der Arbeitskreis Steuerschätzung hingegen nun von
geringeren Einnahmen aus als ursprünglich erwartet: 2013 bis 2016 sollen
die Steuereinnahmen der Kommunen insgesamt 2,3 Milliarden Euro unter
der Prognose vom Mai 2012 liegen.

AWM startet neue Bekanntheits-Kampagne

(27.11.2012) Um neue gesetzliche Vorgaben mit höheren Recyclingquoten
zu erfüllen, startet der Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM) im De-
zember eine neue Bekanntheits-Kampagne. Ziel ist es, die Münchnerinnen
und Münchner noch mehr zur Mülltrennung zu motivieren und den AWM
als gemeinwohlorientiertes, kommunales Unternehmen mit seinen vielfäl-
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tigen Entsorgungsaufgaben noch bekannter zu machen. Dazu erhält der
AWM ein neues Erscheinungsbild mit neuem Logo und dem neuen Slogan
„Ihr Abfall – Unsere Verantwortung“. Beides wird ab Dezember auf Müllau-
tos und Mülltonnen zu sehen sein, wobei die Umstellung sukzessive vor-
genommen wird. Gleichzeitig läuft im Dezember ein neuer Kinospot in ver-
schiedenen Münchner Kinos.
65 Prozent Recycling bei Siedlungsabfällen

„Seit Jahren trägt der AWM wesentlich zur Stadthygiene und somit zur
hohen Lebensqualität von München bei“, so Axel Markwardt, Kommunal-
referent und Erster Werkleiter des AWM. „In den vergangenen Jahren ha-
ben wir eine nachhaltige Abfallwirtschaft mit einer hohen Verwertungsquo-
te aufgebaut. Nun machen neue gesetzliche Vorgaben neue Wege nötig.
Das im Juni 2012 in Kraft getretene Kreislaufwirtschaftsgesetz fordert eine
Recyclingquote von 65 Prozent für Siedlungsabfälle – ein Ziel, das wir als
erste Millionenstadt Deutschlands erreichen wollen. Dazu sind 100 Pro-
zent Einsatz und die Mithilfe der Münchnerinnen und Münchner in Form
von akkurater Mülltrennung nötig.“
Gleichzeitig ist durch das neue Kreislaufwirtschaftsgesetz und das kom-
mende Wertstoffgesetz nicht sichergestellt, ob die Entsorgung von Sied-
lungsabfällen in kommunaler Hand bleibt. „Der AWM erwirtschaftet be-
reits jetzt ein Drittel seiner Einnahmen unter Wettbewerbsbedingungen.
Dazu gehören die Anlieferungen an das Heizkraftwerk Nord aus umliegen-
den Landkreisen und die Entsorgung von Gewerbeabfällen“, so Mark-
wardt. „Das erfordert, dass wir uns zeitgemäß in der Öffentlichkeit prä-
sentieren und so sicherstellen, dass der AWM nie aus München wegzu-
denken ist.“
Als kommunales Unternehmen steht der AWM ganz im Dienste der Da-
seinsvorsorge und agiert nachhaltig, nicht gewinnorientiert. Mit einer Zu-
verlässigkeit von über 99 Prozent garantiert er Entsorgungssicherheit,
trägt durch innovative Technologien maßgeblich zum Umweltschutz und
zur Ressourcenschonung bei, ist ein sozialer Arbeitgeber mit sicheren Ar-
beitsplätzen und hat im Laufe der vergangenen Jahre die Müllgebühren
fünfmal hintereinander gesenkt.
Öffentlichkeitsarbeit als Grundlage für die Erfolge des AWM

Nach dem Müllnotstand in den 70-er und 80-er Jahren wurde 1989 das
ökologische Abfallwirtschaftskonzept vom Stadtrat verabschiedet. Durch
die Einführung des Drei-Tonnen-Systems und der Wertstoffhöfe konnte die
Müllmenge seitdem um zwei Drittel reduziert werden. Wesentlich dazu
beigetragen hat eine intensive Öffentlichkeitsarbeit und die Information
und Aufklärung der Bürgerinnen und Bürger über die korrekte Mülltren-
nung und deren Beitrag zum Umweltschutz. Der AWM verwendet rund
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0,35 Prozent seines Gesamtumsatzes für Informationsmaterialien zur
richtigen Mülltrennung, die Ausbildung ehrenamtlicher Abfallberaterinnen
und -berater, Informationsstände auf Stadtfesten wie dem Tollwood und
dem Lilalu, einen modernen Internet- und Social-Media-Auftritt und Mit-
mach-Kampagnen wie die bekannte Trennkampagne „Müll – Besser tren-
nen!“ vor drei Jahren.
Kampagne soll Kreislaufwirtschaft noch besser machen

Zentrales Element der nun startenden Bekanntheits-Kampagne ist das
neue Erscheinungsbild des AWM mit einem neuen Logo, das die Kernele-
mente des bisherigen Logos beibehält, aber deutlicher den Kreislaufgedan-
ken der modernen, ressourcenschonenden Abfallwirtschaft präsentiert.
Ziel der Kampagne ist es, die bereits vorhandene gute Mitwirkungsbereit-
schaft der Münchner Bürgerinnen und Bürger bei der Abfallvermeidung
und Abfalltrennung weiter zu verbessern, um die ökoeffiziente Kreislauf-
wirtschaft in München auf eine neue Stufe zu heben.
 „Ganz im Sinne von Abfallvermeidung stellen wir schrittweise auf unser
neues  Erscheinungsbild um,“ so Helmut Schmidt, Zweiter Werkleiter des
AWM. „Briefpapier und Arbeitskleidung etwa werden erst dann geändert,
wenn ohnehin eine Neubestellung ansteht. Und innerhalb der nächsten
drei Jahre werden auch alle 430.000 Mülltonnen des AWM mit dem neuen
Logo beklebt.“
Ab Dezember zu sehen sind die neuen Fahrzeugplakate und der neue Ki-
nospot. „Wir haben 80 Prozent unserer ökologischen Ziele erreicht, so Hel-
mut Schmidt. „Für die restlichen 20 Prozent benötigen wir volles Engage-
ment, innovative Technologien und das Vertrauen der Münchnerinnen und
Münchner. Dazu müssen sie unsere Erfolge der vergangenen Jahre ken-
nen und wissen, dass wir mehr sind als die Müllabfuhr. Wir sind der star-
ke, kompetente und sympathische Abfallentsorger Münchens.“

Erfolg bei den Deutschen Jugendmeisterschaften des Gastgewerbes

(27.11.2012) Drei Nachwuchskräfte aus dem Hotel- und Gaststättengewer-
be, die ihre berufliche Erstausbildung in Münchner Betrieben und in der
Städtischen Berufsschule für das Hotel-, Gaststätten- und Braugewerbe
absolvierten, haben bei den Deutschen Jugendmeisterschaften im Gast-
gewerbe vom 20. bis zum 22. Oktober im Steigenberger Grandhotel Pe-
tersberg in Königswinter bei Bonn das Land Bayern sehr erfolgreich ver-
treten. Das bayerische Team konnte in der Mannschaftswertung die Silber-
medaille erringen und stellte mit Christina Leippi (Restaurantfachfrau/2.
Platz) und Richard Schmidtkonz (Koch/3. Platz) auch zwei Preisträger.
Maria Nolze erreichte den 4. Platz in der Kategorie Hotelkaufleute.
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Die Nachwuchskräfte aus dem Hotel- und Gaststättengewerbe mussten
neben der Bewältigung von umfangreichen theoretischen Aufgaben auch
praktische Fähigkeiten präsentieren. Für das abschließende Wettbewerbs-
essen stellte jeder angehende Koch aus einem für alle identischen Waren-
korb ein Menü nach seiner Wahl zusammen und bereitete dieses für zehn
Personen zu. Die jungen Restaurant- und Hotelfachleute servierten die
Speisen und Getränke fachgerecht.

Sozialbürgerhaus Plinganserstraße am 30. November geschlossen

(27.11.2012) Das Sozialbürgerhaus an der Plinganserstraße 150 ist am Frei-
tag, 30. November, wegen einer internen Veranstaltung geschlossen. Die
Bürgerinnen und Bürger können sich an diesem Tag an das Sozialbürger-
haus Sendling - Westpark, Meindlstraße 16, 81373 München, Telefon 2 33-
9 68 09, sbh-sw.soz@muenchen.de, wenden.

Sprechstunden und Beratungen des Seniorenbeirats

(27.11.2012) Der Seniorenbeirat der Landeshauptstadt München, Burgstra-
ße 4, hält jeweils am Dienstag und Donnerstag von 9.30 bis 12 Uhr seine
Sprechstunden ab. Jeden zweiten und vierten Montag im Monat werden
außerdem von 9.30 bis 12 Uhr Rentenberatungen durchgeführt. Jeden drit-
ten Montag im Monat findet ab 16.30 Uhr nach vorheriger telefonischer
Anmeldung unter der Nummer 16 25 98 eine zusätzliche Rentenberatung
statt.
Jeden ersten Dienstag im Monat findet nach vorheriger telefonischer An-
meldung unter der Nummer 2 33-2 11 66 eine Rechtsberatung statt.
Die beratenden Seniorenbeirats-Mitglieder im Dezember sind:
- Dienstag, 4. Dezember, Anwaltserstberatung
- Donnerstag, 6. Dezember, Gerhard Krug
- Montag, 10. Dezember, Günther Mack (Rentenberatung)
- Dienstag, 11. Dezember, Theo Kempf
- Donnerstag, 13. Dezember, Waltraud Hörnchen
- Dienstag, 18. Dezember, Edeltraud Blattner
- Donnerstag, 20. Dezember, Edith Dendl

Sonderschau „Ausbildungsvielfalt und Chancen“ des Baureferates

(27.11.2012) Die vielfältigen und interessanten Ausbildungsmöglichkeiten
im Berufsfeld Gartenbau präsentiert das Baureferat Hauptabteilung Gar-
tenbau auch in diesem Jahr auf der Heim+Handwerk (Messe München
vom 28.11. bis 2.12.2012). In der Sonderschau „Ausbildungsvielfalt und
Chancen“ geben die Auszubildenden der fünf Fachbereiche Garten- und
Landschaftsbau, Baumschulwesen, Staudengärtnerei, Zierpflanzenbau
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und Floristik spannende Einblicke in ihre täglichen beruflichen Aufgaben.
Eine rund 270 Quadratmeter große „lebende Gartenbaustelle“ führt den
Besucherinnen und Besuchern das gesamte Spektrum der gärtnerischen
Berufe anschaulich vor Augen. Hier wird zum Beispiel live gezeigt, wie im
Garten- und Landschaftsbau Wege gepflastert werden. Besucher können
zudem eine Vielzahl von Stauden und attraktive Beispiele floristischer
Handwerkskunst bestaunen.
Insgesamt bietet die Hauptabteilung Gartenbau des Baureferats 55 Aus-
bildungsplätze. Mit 32 Auszubildenden gehört der Bereich Garten- und
Landschaftsbau dabei zu den größten Ausbildern dieser Branche in
Deutschland. Das Fachpersonal beantwortet auf der Messe gerne alle
Fragen zu den vielfältigen Möglichkeiten und Chancen einer Ausbildung
beim Baureferat der Landeshauptstadt München in der Hauptabteilung
Gartenbau. Die Sonderschau ist in Halle B1/Stand 364 zu finden.
Allgemeine Informationen zur Ausbildung bei der Stadt München gibt es
unter der Telefonnummer 2 33-6 04 14. Bewerbungen für einen Ausbil-
dungsplatz können an die Landeshauptstadt München, Personal- und
Organisationsreferat, P 2.34, Marienplatz 8, 80331 München, oder per
E-Mail an p234.por@muenchen.de gerichtet werden.

Tag der offenen Tür im Palais Lerchenfeld

(27.11.2012) Der Gedanke an den eigenen Tod oder den eines nahe stehen-
den Angehörigen wird oft verdrängt. Den eigenen letzten Willen vom Testa-
ment bis zur Bestattung können Hinterbliebene aber nur dann umsetzen,
wenn bereits zu Lebzeiten die entsprechende Vorsorge getroffen wurde.
Beim „Tag der offenen Tür“ im Palais Lerchenfeld (Damenstiftstraße 8) am
Samstag, 1. Dezember, informieren und beraten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Städtischen Friedhöfe München und der Städtischen Bestat-
tung von 10 bis 18 Uhr über ihre Arbeit.
Mit Vorträgen, Ausstellungen und Beratungsgesprächen rund um die The-
men Tod, Bestattung und Friedhof können sich die Besucherinnen und Be-
sucher einen individuellen Überblick verschaffen. So werden die verschie-
denen Bestattungsformen wie Erdbestattung und Feuerbestattung sowie
die verschiedenen Grabarten wie Erdgrab, Urnengrab und Bestattung un-
ter Bäumen – und auch die Bedeutung von Friedhöfen als Orte des Ab-
schieds vorgestellt. Welche Möglichkeiten es bei der Grabgestaltung gibt,
wird beim „Tag der offenen Tür“ ebenfalls zur Sprache kommen. Die Städti-
sche Bestattung wird ihre Leistungen von der Bestattung in Stille im eng-
sten Kreis bis hin zur großen Trauerfeier präsentieren.
Die Städtische Bestattung bietet um 11.30 und um 14.30 Uhr Vorträge zu
dem Thema „Vorsorge zu Lebzeiten“ an. Die Städtischen Friedhöfe Mün-
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chen lenken den Blick durch die Vorträge „Lebensweisheit am Friedhof –
leben lernen im Blick auf den Tod“ um 13 Uhr und „Sagenhafte Geschich-
ten vom Tod – erzählte Sinndeutungen“ um 16.30 Uhr auf eine angstfreie
Betrachtungsweise der Themen Sterben und Tod.
Der Hinterbliebenenrente widmet sich das Versicherungsamt der Landes-
hauptstadt München an einem Infostand. Das 1726 von Ignaz Anton Gu-
nezrainer erbaute Palais Lerchenfeld kann bei geführten Rundgängen zu-
dem besichtigt werden. Der Eintritt zum „Tag der offenen Tür“ ist frei.

Fotoausstellung „Weil ich nicht an die Zukunft denken kann“

(27.11.2012) Von Freitag, 30. November 2012, bis Donnerstag, 31. Januar
2013, ist im Amt für Wohnen und Migration, Franziskanerstraße 8, im
4. Stock (Foyer) montags bis donnerstags von 9 bis 18 Uhr, freitags bis
14 Uhr, die Fotoausstellung „Weil ich nicht an die Zukunft denken kann“
zu sehen. Rund 1.000 junge unbegleitete Flüchtlinge leben in München.
Die Fotografin Nanni Schiffl-Deiler hat gemeinsam mit einigen der Jugend-
lichen eine Portraitreihe und eine Videoinstallation erstellt, die sie zur Aus-
stellungseröffnung am Donnerstag, 29. November, um 17 Uhr persönlich
vorstellen wird. Präsentiert wird auf der Veranstaltung auch die Broschüre
„Exil in München“, die die Flüchtlingspolitik und Flüchtlingsarbeit der Lan-
deshauptstadt München beschreibt. Der Eintritt ist frei.

Stadtbibliothek Fürstenried: Musikkabarett mit „Comtesse & Co.“

(27.11.2012) Das Trio „Comtesse & Co.“, bestehend aus Rahel Comtesse
(Vocals), Peter Krempelsetzer (Percussion) und Steffen Zander (Piano),
 präsentiert am Freitag, 30. November, um 20 Uhr, in der Stadtbibliothek
Fürstenried, ihr neues Musikkabarettprogramm „Achtung, fertig, ...alt!
Die Anti-Aging-Show“ – ein frecher Abend über die Kunst des Älterwer-
dens ohne zu altern. Eintrittskarten zu 8 Euro gibt es in der Stadtbibliothek
Fürstenried, Forstenrieder Allee 61, stb.fuerstenried.kult@muenchen.de,
Telefon 7 59 69 89-0.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 27. November 2012

Dauerhafte Erreichbarkeit per Mail und Smartphone bei der Stadt?

Regeln zum dienstlichen Umgang mit Smartphones, Handys und

Computern bei der Stadt

Anfrage Stadtrat Marian Offman (CSU) vom 9.8.2012

Antwort Personal- und Organisationsreferent Dr. Thomas Böhle:

Ihre an Herrn Oberbürgermeister gerichtete Anfrage vom 09.08.2012 wur-
de mir zur Beantwortung zugeleitet. Ihrer Anfrage haben Sie folgenden
Sachverhalt vorausgeschickt:

„Dankenswerterweise hat Frau Bundesministerin Dr. von der Leyen in die
Tabuspirale gegriffen, den oftmals dauerhaften Erreichbarkeitszwang von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und dessen negative Folgen benannt.
Unternehmen sollen ihre Mitarbeiter nach dem Willen von Arbeitsministe-
rin Ursula von der Leyen besser vor Stress durch Computer, Handys und
Smartphones schützen.
In der Praxis bedeute dies: ‚Glasklare Regeln, zu welchen Uhrzeiten muss
ich erreichbar sein und wann bekomme ich dafür meinen Ruheausgleich.
Wann muss ich Mails checken und wann ist es okay, dass ich mich später
darum kümmere.’ [...]
Haben wir in München bei der Stadtverwaltung gelernt, damit vernünftig
umzugehen, oder ist verpflichtende krankmachende Dauererreichbarkeit
längst gängige Praxis?“

Ihre Fragen werden auf der Grundlage der Stellungnahmen der städtischen
Referate sowie der Ausführungen der Städtisches Klinikum München
GmbH und der Stadtwerke München GmbH wie folgt beantwortet. Dabei
gehe ich davon aus, dass Ihre Fragen primär auf die dauerhafte Erreichbar-
keit der Beschäftigten außerhalb der regulären (bezahlten) Dienstzeit ab-
zielen, so dass sich die Beantwortung im Folgenden auf diesen Bereich
beschränkt.
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Hinsichtlich der angeforderten Stellungnahme der Stufenpersonalvertre-
tungen wie des Gesamtpersonalrats bitte ich um Beachtung, dass die Lei-
tung des Personal- und Organisationsreferats in personalvertretungsrecht-
lichen Beteiligungsverfahren, die einzelne Beschäftigte anderer Referate
wie auch die städtischen Beschäftigten in ihrer Gesamtheit betreffen, den
Gesamtpersonalrat als Ansprechpartner hat. Dem folgend hat das Perso-
nal- und Organisationsreferat auch zu Ihrer Anfrage ausschließlich dem
Gesamtpersonalrat Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben, dem es un-
benommen ist, seinerseits die Personalvertretungen der Referate um Äu-
ßerung zu bitten.

Der GPR hat mit Schreiben vom 12.10.2012 mitgeteilt, dass er vorausset-
ze, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeshauptstadt Mün-
chen mit den neuen Kommunikationsmitteln und deren Möglichkeiten ver-
antwortungsbewusst umgingen. Dem GPR seien keinerlei Vorkommnisse
über verpflichtende Dauererreichbarkeit bekannt. Ein Regelungsbedarf
werde nicht gesehen. Die Stellungnahme ist als Anlage beigefügt.

Frage 1:

Gibt es im Bereich der Landeshauptstadt, einschließlich Stadtwerke und
Krankenhäuser, diese klaren Regelungen? Wenn nein, warum nicht; bis
wann sind sie vorgesehen?

Antwort:

Die Inanspruchnahme städtischer Beschäftigter auch außerhalb der regel-
mäßigen Arbeitszeit richtet sich nach den Vorschriften des Tarifvertrags für
den öffentlichen Dienst, der Arbeitszeitverordnung sowie des Arbeitszeit-
gesetzes:
Soweit Dienstkräfte zu bestimmten Zeiten außerhalb der regulären Dienst-
zeit erreichbar sein müssen, ist dies grundsätzlich nur durch Anordnung
von bezahlter Rufbereitschaft, Bereitschaftsdienst oder Überstunden bzw.
Mehrarbeit entsprechend den tariflichen bzw. gesetzlichen Vorgaben und
unter Beachtung der Arbeitsschutzvorschriften zulässig. Besonderer Be-
deutung kommt hierbei der Einhaltung der gesetzlichen Höchstarbeitszeit
von täglich 10 Stunden, der täglichen Ruhezeit von 11 Stunden sowie der
Sonn- und Feiertagsruhe zu.
Um die Belastungen zu minimieren, sind diese Zeiten möglichst gleichmä-
ßig auf mehrere Beschäftigte zu verteilen.
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Laut der Allgemeinen Geschäftsanweisung der Landeshauptstadt Mün-
chen (AGAM) in Ziffer 4.4.2.1 Abs. 1 werden Telefonanschlüsse in Wohnun-
gen und private Mobilanschlüsse auf Kosten der Stadt nur dann eingerich-
tet, wenn Dienstkräfte außerhalb ihrer Dienststunden aus zwingenden

dienstlichen Gründen Telefongespräche zu führen haben oder zu Hause
telefonisch erreichbar sein müssen. Gemäß Ziffer 4.4.1.1 der AGAM ist
„[...] der Einsatz von dienstlichen Mobiltelefonen […] nach den dienstlichen
Bedürfnissen und den örtlichen Verhältnissen auszurichten.“

Ausführliche und für alle Beschäftigten zugängliche Informationen zur Ar-
beitszeit sind im städtischen Intranet im Bereich Arbeitszeit und Urlaub
mit einschlägigen städtischen Personalhandbuchbeiträgen eingestellt. Dar-
über hinaus werden zu der Thematik „Arbeitszeit“ städtische Fortbildun-
gen für die Dienststellen und Führungskräfte angeboten.

Antwort der Städtisches Klinikum München GmbH (StKM):

„[…] Auch in der StKM ist zu beobachten, dass Beschäftigte freiwillig, d.h.
aus einer auf das Arbeitsverhältnis bezogenen Motivation, ihre Arbeitslei-
stung durch Nutzung moderner technischer Kommunikationsmittel nach
Dienstende zur Verfügung stellen wollen. […] In Zusammenarbeit mit dem
Gesamtbetriebsrat werden deshalb innerbetriebliche Regelungen erarbei-
tet, die Beschäftigte z.B. auch vor einem selbst auferlegten Erreichbar-
keitsgebot schützen sollen. Derzeit sind Vereinbarungen zum Umgang mit
freiwillig angebotenen Arbeitsleistungen und zur Nutzung privater Endge-
räte in Abstimmung. […] Soweit der Klinikbetrieb eine telefonische Erreich-
barkeit außerhalb der geplanten Arbeitszeiten erforderlich macht, z.B. für
Hintergrund- oder Notdienste, werden diese nach den Regeln der Rufbe-
reitschaft vergütet.[...]“

Antwort der Stadtwerke München GmbH:

„Für den Großteil der Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen sind die Arbeitszeiten in
entsprechenden tariflichen und innerbetrieblichen Regelungen (z. B. Be-
triebsvereinbarungen, Schichtpläne etc.) geregelt. Für Rufbereitschaftsein-
sätze gelten darüber hinaus besondere betriebliche Regelungen. Eine un-
ternehmensweite Regelung, wonach die Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen auch
außerhalb der Arbeitszeit permanent erreichbar sein müssen (auch bzgl.
dem Einsatz von Handys, Smartphones, bzw. Computer), existiert nicht.
Eine Vereinbarung zur Erreichbarkeit wird im Einzelfall nach Bedarf unter
Berücksichtigung der Arbeitsanforderungen der jeweiligen Organisations-
einheit getroffen.“
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Frage 2:

Wurde durch Befragung der Mitarbeiter/innen die Einhaltung der Regeln,
wenn es sie gibt, kontrolliert? Wenn ja, wann und mit welchem Ergebnis?
Wenn nein, warum nicht?

Antwort:

Eine entsprechende Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat
nicht stattgefunden. Außerhalb der Grenzen von Bereitschaftsdienst und
Rufbereitschaft besteht keine generelle Verpflichtung zu einer Erreichbar-
keit außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit für die städtischen Beschäf-
tigten (vgl. Beantwortung zu Frage 1). Die Frage der Einhaltung der Reglun-
gen wurde bisher gegenüber dem Personal- und Organisationsreferat we-
der von den Dienststellen noch den Beschäftigten angesprochen oder pro-
blematisiert. Daher gehe ich davon aus, dass kein Handlungsbedarf bzgl.
der Regelungen besteht.

Antwort der Städtisches Klinikum München GmbH:

Vgl. Antwort zu Frage 1.

Antwort der Stadtwerke München GmbH:

„Antwort entfällt, da keine Regelung besteht.“

Frage 3:

Welcher Personen-/Führungskreis ist bei der Stadt verpflichtet, Diensthan-
dys zu führen bzw. seine private Handynummer und Mailadresse zu hin-
terlassen?

Antwort:

Die Abfrage bei den Referaten, der Städtisches Klinikum München GmbH
sowie der Stadtwerke München GmbH hat gezeigt, dass eine Verpflich-
tung zur Führung von Diensthandys bzw. zur Hinterlassung einer privaten
Handynummer oder sonstiger Kontaktdaten außerhalb der regelmäßigen
Arbeitszeit grundsätzlich nur für die Beschäftigten besteht, die (Ruf-)Be-
reitschaftsdienst abzuleisten haben und damit erreichbar sein müssen. In
der folgenden Tabelle finden Sie eine Aufstellung der Dienststellen, in de-
nen Rufbereitschaft geleistet wird:
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                   Tabelle !!!!!!!!!!!!!

Weiterhin sind im Rahmen des städtischen Katastrophenplans für die dort
bezeichneten Personen private Kontaktdaten für Notfälle zu hinterlegen.
Diese Hinterlegung ist jedoch nicht gleichbedeutend mit einer Verpflich-
tung, auch ständig unter dieser Nummer erreichbar zu sein.

Darüber hinaus hat die Abfrage ergeben, dass Dienstkräfte freiwillig priva-
te Kontaktdaten für Notfälle hinterlegen. Hieraus folgt jedoch keinerlei Ver-
pflichtung unter diesen Kontaktdaten auch jederzeit erreichbar zu sein.
Eine automatische Weiterleitung von dienstlichen E-Mails an einen Emp-
fänger außerhalb der Domäne @muenchen.de ist im Übrigen unzulässig
(vgl. 4.3.1 der Dienstanweisung von Internet/Intranet und E-Mail).
Die Dienststellen sind selbstverständlich gehalten, die dienstliche Inan-
spruchnahme von hinterlegten Kontaktdaten aus Arbeitsschutzgründen,
insbesondere zur Einhaltung der Ruhezeiten, und zur Vermeidung zusätzli-
cher Arbeitskosten grundsätzlich auf das unvermeidliche Maß zu be-
schränken.



Rathaus Umschau
Seite 16

Antwort der Städtisches Klinikum München GmbH:

„[...] Seitens der StKM gibt es keine Anweisungen, nach denen Beschäf-
tigte verpflichtet sind, private Mobilfunknummern oder Emailadressen zu
nennen, um ständig für dienstliche Belange erreichbar zu sein. Faktische
Ausnahmen ergeben sich bei leitenden Angestellten, Chefärzten/Chefärz-
tinnen sowie der Geschäftsführung, da funktions- und verantwortungsbe-
zogen erweiterte Anforderungen an die Erreichbarkeit bestehen sowie aus
den Erfordernissen im Katastrophenfall im Sinne des Bayer. Katastrophen-
schutzgesetzes. [...]“

Antwort der Stadtwerke München GmbH:

„Eine generelle Verpflichtung zum Führen von Diensthandys existiert nicht.
Für Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen im Bereitschaftsdienst werden in einzel-
nen Facheinheiten Diensthandys zur besseren Erreichbarkeit und wegen
der größeren Flexibilität zur Verfügung gestellt.
Es gibt keine unternehmensweite Regelung, wonach die Mitarbeiter/Mitar-
beiterinnen verpflichtet sind, ihre private Handynummer oder Mail-Adres-
se zu hinterlassen. Zur Einhaltung von gesetzlichen Verpflichtungen (z.B.
im Bereich der Energieversorgung) sind für den Fall von Krisenszenarien in
den zuständigen Organisationseinheiten entsprechende Informationen zur
Erreichbarkeit von Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen hinterlegt.“

Frage 4:

Liegen dem Oberbürgermeister Erkenntnisse vor, dass die Meldung von
privaten Handynummern und Mailkontakten mit informellem Druck er-
zwungen wird?

Antwort:

Nein.

Antwort der Städtisches Klinikum München GmbH:

„[...] Die Bearbeitung von Emails nach Arbeitsende ist weder beabsichtigt
noch erwartet. Eine Verpflichtung zur Mitführung von Diensttelefonen au-
ßerhalb der Arbeitszeit besteht nicht.[...]“

Antwort der Stadtwerke München GmbH:

„Eine Verpflichtung zur Weitergabe von privaten Handynummern oder pri-
vaten Mailadressen existiert nicht. Siehe dazu auch Antwort zu Frage 1.“

Die Anlage kann im Presse- und Informationsamt angefordert oder
online im Ratsinformationssystem unter dem Link „Stadtrat“ auf
www.muenchen.de/rathaus abgerufen werden.

http://www.muenchen.de/rathaus
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Hunde in der Stadt - Sicherheit erhöhen

Antrag:
Die Stadtverwaltung prüft, wie hinsichtlich der Hundehaltung die Sicherheit in der Stadt erhöht werden 
kann. 
Insbesondere legt die Stadtverwaltung dar,  

• ob das Bayerische Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LSTVG) den Kommunen 
Möglichkeiten eröffnet, eine Leinenpflicht für Hunde auszusprechen

• unter welchen Bedingungen Kommunen eine Maulkorbpflicht aussprechen können
• ob Kommunen eine Kennzeichnungspflicht für auffällig gewordene Hunde aussprechen 

können
• wie Hundebesitzer umfassender als bisher über die Möglichkeit des so genannten 

Hundeführerscheins informiert werden können
• ob Kommunen Hundebesitzer generell zur Ablegung eines Hundeführerscheins verpflichten 

können
• ob Kommunen die Besitzer auffällig gewordener Hunde zur Ablegung eines 

Hundeführerscheins verpflichten können
• ob Kommunen bei Nachweis eines Hundeführerscheins eine ermäßigte Hundesteuer erheben 

können
• wie Hundebesitzer umfassender als bisher über die Gebiete in der Stadt informiert werden 

können, in denen Leinenpflicht und Aufenthaltsverbot gilt
• wie Hundebesitzer umfassender als bisher über wichtige Grundsätze der Hundehaltung und 

-führung informiert werden können.

Begründung:
Obwohl die meisten Hundbesitzer durch vorbildliche Hundeführung dafür sorgen, dass ihr Hund keine 
Gefährdung für andere darstellt, kommt es im Stadtgebiet selbst in Bereichen mit Leinenpflicht immer 
wieder zu gefährlichen Zwischenfällen mit Hunden, die zu teilweise schweren Verletzungen von 
Erwachsenen und Kindern führen.

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus



Aus diesem Grund ist zu prüfen, wie die Sicherheit bei der Hundehaltung in der Stadt grundsätzlich 
erhöht werden kann. Besondere Aufmerksamkeit muss dabei der Umstand finden, dass nicht alle 
Hundebesitzer ihr Tier artgerecht führen und halten können. Dies legt nahe, über die Grundsätze 
einer artgerechten Hundehaltung und -führung besonders intensiv zu informieren bzw. zum Ablegen 
eines Hundeführerscheins zu motivieren, gegebenenfalls über eine ermäßigte Hundesteuer. Die 
Informationsmaterialien der Stadt für Hundebesitzer sollten überarbeitet werden mit dem Ziel, 
Hundebesitzer für Gefährdungspotenziale zu sensibilisieren und wie damit sachgerecht umgegangen 
werden kann.

Michael Leonhart Dr. Josef Assal Dr. Constanze Söllner-Schaar
Stadtrat Stadtrat Stadträtin

Heide Rieke Bettina Messinger Beatrix Zurek
Stadträtin Stadträtin Stadträtin
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München 

Stark renovierungsbedürftig: Einnahmenaufteilungsvertrag im MVV nach 40 Jahren endlich
aktualisieren

Der Stadtrat möge beschließen:

Dem Münchner Stadtrat wird die Situation bei der Einnahmen-Aufteilung im MVV umfassend
dargestellt und perspektivisch aufgezeigt, wie die Interessen von Verkehrsunternehmen im
nachfragestarken städtischen Bereich mit den Anliegen von ÖV-Unternehmen in der nicht ganz so
nachfragestarken Region zur Deckung gebracht werden können, die aber gleichwohl eine
unverzichtbare Zubringerfunktion für die Metropole haben.

Es wird empfohlen, auch die fachlich zuständigen Gremien der Europäischen Metropolregion
München (EMM) mit der Thematik zu befassen sowie die Expertise von bundesweit aufgestellten
Fachvereinigungen wie dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) einzuholen und die
Zusammenarbeit mit der Bayerischen Eisenbahn Gesellschaft (BEG) zu suchen, die ja im Auftrag
des Freistaats Bayern SPNV-Leistungen bestellt.

Begründung:
Seit 40 Jahren werden die gesamten MVV-Fahrgeldeinnahmen im wesentlichen nach einem
Schlüssel auf die beteiligten Verkehrsunternehmen aufgeteilt, wie er dem Anteil an der
Gesamtverkehrsleistung des jeweiligen Unternehmens zu Startzeitpunkt des MVV 1972 entsprach.

Seither hat sich viel geändert, aber ein neuer Aufteilungsvertrag kommt seit Jahren nicht zustande.
Darunter leidet z. B. ein jüngeres Verkehsunternehmen wie die BOB, die zwar eine Verdreifachung
des Fahrgastaufkommens auf den Oberlandstrecken bis München erreicht hat, aber ab MVV-
Grenze nur den Anteil zugeschieden bekommt, der 1972 von den DB-Zügen auf diesen Strecken
erzielt wurde. 

Auch die MVG fühlt sich benachteiligt. Gleichwohl muss im Sinne des erfolgreichen
Verbundgedanken bald eine neue Lösung gefunden werden, die auch der Situation der Landkreise
gerecht wird.  

Dr. Georg Kronawitter Richard Quaas
Stadtrat Stadtrat

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Stadtrat Dr. Georg Kronawitter
Stadtrat Richard Quaas

ANTRAG
27.11.12



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

26.11.12

Antrag Nr.:
Wohnungsbaukonferenz mit Gemeinden und Landkreisen der Region 14

Der Stadtrat möge beschließen:
München veranstaltet zusammen mit den Gemeinden und Landkreisen der Region
14 eine Wohnungsbaukonferenz. Ziel dieser Konferenz ist es, dem beschleunigten
Wachstum der Bevölkerung in der Landeshauptstadt München und der Region mit
zusätzlichem Wohnungsbau zu begegnen. Neben der Ausweisung neuer Baugebiete
muss die Nachverdichtung und Umwandlung von Misch- und Gewerbegebieten in
Wohngebiete vorangetrieben werden.

Begründung
Die neueste Prognose zeigt ein erheblich stärkeres Bevölkerungswachstum in
München. So soll bereits 2014 die 1,5 Millionen-Grenze überschritten werden und im
Jahr 2023 soll München 1,6 Millionen Einwohner haben. Bisher ist man von einem
deutlich niedrigeren Wachstum ausgegangen (2020-2025 ca. 1,5 Millionen
Einwohner).
Nun ist es offensichtlich, dass München mit dem Wohnungsbau in keiner Weise
mehr nachkommt. Die Wohnungssituation 2014 wird sich dramatisch verschlechtern,
wenn nicht kurzfristig Konsequenzen erfolgen.  Wenn  München allein 2012, 2013
und 2014 um zusammen ca. 80.000 Einwohner wächst, bedeutet dies eine
Nachfrage von ca. 40.000 Wohnungen. Sollte die Planung der Stadt von 7.000
Wohnungen pro Jahr  erreicht werden (bislang wurden lediglich ca. 5.000
Wohnungen in den letzten Jahren realisiert), bleibt trotzdem ein Defizit von 20.000
Wohnungen.
Da auch die Region stark wachsen wird, wird der Wohnungsneubau das zentrale
Thema der Kommunalpolitik. Schnelles und vor allem gemeinsames Handeln der
Stadt und der Region ist dringend geboten.

Gez.
Dr. Michael Mattar
Fraktionsvorsitzender

Gez. Gez.
Gabriele Neff Dr. Jörg Hoffmann
Stellv. Fraktionsvorsitzende Stellv. Fraktionsvorsitzender

Gez. Gez.
Christa Stock Dr. med. Otto Bertermann
Ea. Stadträtin Ea. Stadtrat

FDP-Fraktion im Münchner Stadtrat | Rathaus | 80313 München



  
 

 
Der Stadtrat möge beschließen: 

1. Oberbürgermeister Ude setzt sich gemeinsam mit den anderen städtischen 
Mitgliedern in der Trägerversammlung dafür ein, dass die Trägerversammlung 
es dem Jobcenter München ermöglicht einen eigenen Arbeits- und 
Sicherheitsausschuss zu installieren.  

2. Die Stadtverwaltung wird beauftragt gemeinsam mit den zuständigen 
Referaten einen Vorschlag zu erarbeiten wie dieser Arbeits- und 
Sicherheitsausschuss aufgebaut und strukturiert wird.  

3. Der Vorschlag wird dem Stadtrat und der Trägerversammlung zeitnah 
dargestellt.  

 

Begründung: 
Ein Arbeits- und Sicherheitsausschuss dient dazu, die Anliegen des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung zu beraten und auf die Umsetzung von Arbeitsschutzzielen hinzuwirken. Die 
Einrichtung eines solchen Ausschusses bei mehr als 20 Mitarbeiter*innen ist durch § 11 des 
Arbeitssicherheitsgesetzes vorgeschrieben. Laut diesem Gesetz muss sich der Arbeits- und 
Sicherheitsausschuss aus dem Arbeitgeber oder einem von ihm Beauftragten; Fachkräften für 
Arbeitssicherheit, Betriebsärzten, Sicherheitsbeauftragten und zwei vom Personalrat 
bestimmten Mitgliedern zusammen setzten.  
Bisher ist der Arbeits- und Sicherheitsausschuss des Sozialreferates auch für das Jobcenter 
München zuständig. Allerdings unterscheiden sich die Bedürfnisse der Beschäftigten an die 
Arbeitsschutzziele aufgrund der unterschiedlichen Tätigkeitsfelder. Erst Ende September 
wurde eine Arbeitsvermittlerin in Neuss von einem Kunden erstochen. In der Stadtbild von 
Oktober wurde auf die Zunahme von gewalttätigen Übergriffen von Kund*innen hingewiesen. 
Die Beschäftigten des Jobcenter sind somit mit besonderen Gegebenheiten konfrontiert und 
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brauchen einen eigenen Arbeits- und Sicherheitsausschuss, der sich ausschließlich mit ihren 
Anliegen des Arbeitsschutzes auseinandersetzt und aus Experten für diesen Bereich besteht. 
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Der Stadtrat möge beschließen: 

1. Der Stadtratsbeschluss zu der „Personalsituation im Jobcenter München – Kommunaler 
Personalanteil“ vom 10.11.2011 (Sitzungsvorlage Nr. 08-14 / V07975) wird in einer 
gemeinsamen Sitzung der zuständigen Ausschüsse erneut beraten.  

2. Der derzeitig bestehende Personalschlüssel, der den kommunalen Personalanteil auf 40% 
beschränkt, wird dabei zur Disposition gestellt und durch den Beschluss ggf. wieder erhöht.  

Begründung 

Mit dem oben genannten Stadtratsbeschluss wurde der kommunale Personalanteil von 50 % auf 
40% reduziert. In Hinblick auf die derzeitige Personalsituation und die damit einhergehende 
Arbeitsverdichtung für alle Beschäftigten im Jobcenter muss der Beschluss überdacht und der 
kommunale Personalanteil ggf. wieder auf 50% erhöht werden. Die Arbeitsbedingungen im 
Münchner Jobcenter sind von einer extremen Überbelastung geprägt. Die Fallzahlen pro 
Mitarbeiter*in übersteigen schon lange die zumutbare Arbeitsbelastung. Es bestehen andauernde 
Schwierigkeiten das anfallende Arbeitspensum mit den vorhandenen Mitarbeiter*innen zu 
bewältigen. Die hohe Arbeitsbelastung in den Jobcentern ist mit dafür verantwortlich, dass viele 
Mitarbeiter*innen sich wegbewerben und es einen hohen Krankenstand gibt. Freie Stellen können 
nur schwer oder gar nicht besetzt werden. Diese Situation ist weder für die Mitarbeiter*innen in den 
Jobcentern noch für die Kund*innen, beides Bürger*innen der LHM, zumutbar. Die Stadt München 
muss als eine der Trägerinnen endlich Verantwortung übernehmen und überprüfen, ob durch einen 
höheren städtischen Personalschlüssel, die Arbeitsbedingungen in den Jobcentern verbessert 
werden kann. So ist damit zu rechnen, dass durch einen Verzicht auf eine Reduzierung des 
städtischen Personalschlüssels auf 40 Prozent, mehr der offenen Stellen besetzt werden können 
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und die Fluktuation reduziert wird. Dies würde die Arbeitsbelastung aller Mitarbeiter*innen im 
Jobcenter und somit auch die Qualität der Beratung und Betreuung der Kund*innen erheblich 
verbessern.
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Der Stadtrat möge beschließen: 

1. Das Sozialreferat setzt sich in der Trägerversammlung dafür ein, dass im Jobcenter 
München die Fallzahl bei der Leistungssachbearbeitung keinesfalls weiter erhöht wird, 
sondern vielmehr auf 100 Bedarfsgemeinschaften pro Sachbearbeitung begrenzt wird.  

2. Im Städtetag setzt sich Oberbürgermeister Ude dafür ein, dass Verhandlungen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales aufgenommen werden, damit die 
Fallzahlenquote (zu betreuende Bedarfsgemeinschaften pro Mitarbeiter*in) in den 
Jobcentern gesenkt wird, und generell auf maximal 100 Fälle pro Mitarbeiter*in festgelegt 
wird.  

3. Des Weiteren setzt sich Oberbürgermeister Ude dafür ein, dass der Städtetag das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales auffordert, eine Reduzierung der 
Fallzahlenquote von der bundesweit festgelegten Quote unter Berücksichtigung der  
regionalen Besonderheiten des Arbeitsmarkts und dem damit verbundenden Vermittlungs- 
und Betreuungsaufwand zu ermöglichen. 

Begründung 

Die Stadt kann sich als Arbeitgeberin und eine der Trägerinnen des Jobcenters nicht aus der 
Verantwortung stehlen. Sie muss sich für gute Arbeitsbedingungen im Jobcenter und eine gute 
Beratung und Betreuung der Kund*innen einsetzen. Derzeit sind die Arbeitsbedingungen im 
Münchner Jobcenter geprägt von extremer Überbelastung und einem mittlerweile chronischen 
Personalmangel. Die Erhöhung der Fallzahlenquote auf mehr als 100 Fälle pro Mitarbeiter*in, löst 
in keinem Fall das Problem der unzumutbaren Arbeitsbelastung und wirkt sich weiterhin negativ auf 
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die Attraktivität der Arbeitsplätze im Jobcenter aus. Das Arbeitspensum der Mitarbeiter*innen weiter 
zu erhöhen, würde zu einer Abwärtsspirale führen in der sich die hohe Arbeitsbelastung und der 
Personalmangel gegenseitig verstärken. Außerdem würden unter einer erhöhten Fallzahlenquote 
auch die Kund*innen der Jobcenter leiden, da weniger Arbeitszeit für die Vermittlung und Beratung 
jedes Einzelfalls zur Verfügung stehen würde. Der Aufwand der Einzelfallbearbeitung ist stark 
abhängig von den regionalen Gegebenheiten des Arbeitsmarktes. So ist in München der 
Arbeitsaufwand bei der Fallbearbeitung für die Mitarbeiter*innen meist erheblich höher als in vielen 
anderen Gemeinden. Während beispielsweise in Berlin der Arbeitsmarkt eine Vermittlung oft nicht 
ermöglicht, ist in München Vermittlung öfter möglich, erfordert aber erheblichen Aufwand, über 
Umschulungs- und Eingliederungsmaßnahmen. Des weiteren dürfte in München durch die hohen 
Lebenshaltungskosten, der Anteil der kompliziert gelagerten Fälle, die trotz eigenem Einkommen 
aus Erwerbsarbeit ein Anrecht auf Leistungen der Jobcenter haben relativ höher sein als in 
anderen Städten. Derartige regionale Besonderheiten müssen bei der Festlegung von 
Fallzahlenquoten berücksichtigt werden, damit die Arbeitsbelastung der Mitarbeiter*innen in den 
Jobcentern angemessen ist und die Qualität der Einzelfallbearbeitung nicht leidet. 
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